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Abréviations

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
BVGer Bundesverwaltungsgericht
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter
EZV Eidgenössische Zollverwaltung
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
BWL Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung
DaziT Gesamtheitliches Transformationsprogramm der Eidgenössischen

Zollverwaltung (EZV)
ZG Zollgesetz
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

KMG Bundesgesetz über das Kriegsmaterial
GKG Güterkontrollgesetz
BPS Bundesgesetz über die im Ausland erbrachten privaten

Sicherheitsdienstleistungen
LVG Landesversorgungsgesetz
BAZG Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit
AlkG Bundesgesetz über die gebrannten Wasser

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
TAF Tribunal administratif fédéral
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
AFD Administration fédérale des douanes
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
OFAE Office fédéral pour l'approvisionnement économique du pays
DaziT Programme global de modernisation et de transformation de

l'Administration fédérale des douanes (AFD)
LD Loi sur les douanes
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

LFMG Loi fédérale sur le matériel de guerre
LCB Loi sur le contrôle des biens
LPSP Loi fédérale sur les prestations de sécurité privées fournies à l'étranger
LAP Loi sur l’approvisionnement du pays
OFDF Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières
LAlc Loi fédérale sur l’alcool
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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Der Ständerat nahm im Sommer 2022 mit 33 zu 1 Stimmen eine Motion der Mitte-
Ständerätin Andrea Gmür-Schönenberger (LU) für die Vereinfachung der
Meldescheinprozesse in der Beherbergung an. Sie forderte, dass nicht mehr jeder
Kanton separate Regelungen für die Erfassung und Aufbewahrung von Personendaten
von übernachtenden Gästen erlässt, sondern eine nationale, einheitliche und digitale
Lösung gefunden wird. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Er
argumentierte, die Meldepflicht liege in der Kompetenz der Kantone und eine
einheitliche Lösung berücksichtige deren spezifische Interessen zu wenig. Für den Fall
der Annahme im Erstrat kündigte die Regierung an, im Zweitrat einen dahingehenden
Änderungsantrag zu stellen, dass die Kantone stärker in die Ausarbeitung einbezogen
würden. 1

MOTION
DATE: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

Die Meldescheinprozesse bei Hotelübernachtungen sollen digitalisiert und
vereinheitlicht werden, befand nach dem Ständerat auch eine Mehrheit des
Nationalrats. Mit 126 zu 44 Stimmen bei 7 Enthaltungen überwies die grosse Kammer im
Dezember 2022 eine Motion Gmür-Schönenberger (mitte, LU) an den Bundesrat. Im
Vorfeld hatte die WAK-NR dafür plädiert, das «kantonale Wirrwarr» bei den
Meldescheinen für Hotelübernachtungen durch eine nationale, digitale Lösung zu
ersetzen; mit der Vereinheitlichung könne ein effizienterer und kundenfreundlicherer
Prozess erreicht werden. Durch Einbezug der Kantone bei der Ausarbeitung der Lösung
sollen zudem die föderalen Kompetenzen und die Vollzugshoheit der Kantone gewahrt
werden. Dies sah Bundesrat Guy Parmelin jedoch nicht als gegeben, vielmehr erachtete
er die Forderung als Eingriff in die Vollzugshoheit der Kantone und befürchtete, dass
dadurch dem Bund neue Aufgaben zugeteilt würden, weshalb die Motion abzulehnen
sei. Die beinahe geschlossen stimmende SVP-Fraktion folgte einem Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG), wonach die «Vielfalt des Föderalismus» beibehalten werden solle und
auch zukünftig jeder Kanton die für ihn passende Strategie wählen können solle. Die
anderen Fraktionen beurteilten dies jedoch anders und stimmten nebst drei
Enthaltungen geschlossen für eine Vereinheitlichung, mit welcher der Bundesrat somit
betraut wurde. 2

MOTION
DATE: 14.12.2022
MARCO ACKERMANN

Die Organisation und die Funktionsweise der wirtschaftlichen Landesversorgung soll
mittels einer Teilrevision des Landesversorgungsgesetzes (LVG) gestärkt und an die
neuen und gestiegenen Anforderungen angepasst werden. Bereits im März 2022 hatte
der Bundesrat aufgrund der Erfahrungen aus der Coronapandemie erklärt, das
zuständige BWL personell aufzustocken. Die Pandemie und der Krieg in der Ukraine
hätten die Verwundbarkeit der Versorgungssysteme aufgezeigt, konstatierte die
Westschweizer Zeitung «Le Temps». Im Januar 2023 beauftragte der Bundesrat das
WBF nun damit, eine entsprechende Vernehmlassungsvorlage bis zum Jahresende
auszuarbeiten. Diese soll zusätzlich Erfahrungen aus der Energiekrise miteinbeziehen
und des Weiteren Straftatbestände ins LVG aufnehmen, die neu als Übertretungen im
Ordnungsbussenverfahren geahndet werden können. Bisher müssten bereits
geringfügige Widerhandlungen gegen das LVG im ordentlichen Strafverfahren
sanktioniert werden, erklärte der Bundesrat in seiner Medienmitteilung. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.01.2023
MARCO ACKERMANN
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Concurrence

Die Eidgenössische Zollverwaltung soll weiterentwickelt und digitaler werden. In einem
ersten Schritt hatte das Parlament bereits im Jahr 2017 einen Verpflichtungskredit für
den Transformationsprozess «DaziT» gesprochen, damit die Aufgaben und Prozesse der
Grenzbehörden vereinfacht, harmonisiert und digitalisiert werden können. Der Prozess
beinhaltete auch eine Zusammenlegung des Grenzwachtkorps und des Zollfachteams zu
einem einheitlichen Berufsbild sowie die Weiterentwicklung der EZV zum BAZG. Die
Umstrukturierung sowie die Weiterentwicklung zum künftigen BAZG, welche die
Sicherheit an der Grenze erhöhen und die Schweiz international wettbewerbsfähig
halten sollen, erforderten weitere Anpassungen der gesetzlichen Grundlagen.
In der Folge eröffnete der Bundesrat in einem zweiten Schritt im September 2020 die
Vernehmlassung zur Revision des Zollgesetzes sowie zur Schaffung eines
Vollzugsaufgabengesetzes. Der Vorentwurf bestand dabei aus drei Teilen: Erstens soll
ein neues Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) die Kontroll- und Abgabeprozesse an der
Grenze regeln und ein einheitliches, digitales und dem Datenschutz entsprechendes
Verfahren ermöglichen. Zweitens soll das bestehende Zollgesetz (ZG) zu einem reinen
Abgabeerlass umgewandelt werden. In einem dritten Teil sollen mit dem Zoll in
Verbindung stehende Gesetze – beispielsweise das Heilmittelgesetz – entsprechend
angepasst werden. Die Vernehmlassung dauerte bis Ende Dezember 2020. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.09.2020
MARCO ACKERMANN

Ende August 2022 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Totalrevision des
Zollgesetzes. Mit der Totalrevision sollen die rechtlichen Grundlagen für die Arbeiten
des Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) – bis zum 1. Januar 2022 hiess
das Bundesamt noch EZV – harmonisiert und gleichzeitig die Digitalisierung im Sinne
des bestehenden Transformationsprogramms DaZiT vorangetrieben werden. Das BAZG
soll dadurch eine aufgabenorientierte Organisation erhalten und Prozesse sollen
vereinfacht, harmonisiert und digitalisiert werden. Die Anpassung erfolgt in Umsetzung
verschiedenster parlamentarischer Vorstösse für einfachere Verfahren im Zollwesen
(Mo. 15.3551, Mo. 15.4153, Mo. 17.3376, Po. 17.3377, Mo. 18.3315).

Wie der Bundesrat erklärte, soll das bestehende Zollgesetz aus dem Jahr 2005 in zwei
Teile aufgeteilt werden. Einerseits soll im neuen BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-
VG) die Harmonisierung des Aufgabenbereichs des BAZG infolge der Zusammenlegung
von Zoll und Grenzwachtkorps geregelt werden. Andererseits soll das bestehende
Zollgesetz (ZG) zu einem reinen Abgabeerlass (Zollabgabengesetz; ZoG) – ohne
Anpassung der abgabenrechtlichen Bestimmungen – umgeschrieben werden. Diese
Transformation sei nötig, da sich das wirtschaftliche Umfeld in den vergangenen Jahren
drastisch verändert habe: Sowohl der Personen- als auch der Warenverkehr – Letzterer
aufgrund des Onlinehandels – seien stark angestiegen und sowohl die Bevölkerung als
auch die Wirtschaft verlangten effiziente Grenzprozesse und effektive Grenzkontrollen.
Dank der Digitalisierung sollen diese Prozesse effizienter gestaltet werden, was die
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Schweiz stärke und sowohl die Wirtschaft als auch
das BAZG entlaste. Nebst der klassischen Zollaufgabe der Abgabenerhebung soll das
BAZG-VG die verschiedensten Arten von Warenkontrollen, die dabei verwendeten
Hilfsmittel, die Datenerhebung sowie die Strafverfolgung regeln und harmonisieren. 

Die Vernehmlassung dazu hatte zwischen September und Dezember 2020
stattgefunden. Von 118 eingegangenen Stellungnahmen hatten 43 den Vorentwurf
befürwortet, 22 hatten ihn kritisch beurteilt und der Rest hatte sich gespalten gezeigt
oder nur zu einzelnen Anpassungen Bemerkungen abgegeben. Gegen die
Gesetzesrevision als Ganzes sprachen sich etwa die SP und die Grünen aus. Sie standen
der Digitalisierung und Automatisierung gewisser Zollprozesse skeptisch gegenüber, da
Erfahrungen aus anderen Ländern gravierende Mängel gezeigt hätten. Grundsätzlich für
die Revision sprachen sich die SVP, die FDP und die CVP aus, wenn auch mit
Einschränkungen. Die SVP forderte etwa eine Wirksamkeitsprüfung der
Digitalisierungsmassnahmen, die FDP unter anderem eine genauere Auslegung der
Datenschutzmassnahmen und die CVP hielt fest, dass in der Umsetzung und Definition
der Kompetenzen insbesondere die Kantone stark miteinbezogen werden müssten,
damit das Vorhaben erfolgreich werden könne. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.08.2022
MARCO ACKERMANN
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Lors de la session d'été 2023, la révision totale de la loi sur les douanes (LD) et du
Corps des gardes-frontière était à l'ordre du jour du Conseil national. La chambre
basse est certes entrée en matière sans contre-proposition, mais a finalement renvoyé
le dossier à la Commission de l'économie et des redevances (CER-CN), chargée de
l'examen préalable. Celle-ci avait auparavant plaidé, sans succès, pour que le projet soit
renvoyé au Conseil fédéral. Le Conseil national a voté en faveur de la poursuite des
travaux par 100 voix (34 élu.e.s du PS, 28 du PLR et 38 de l'UDC) contre 78 (24 élu.e.s du
Centre, 28 Vert-e-s, 15 Vert'Libéraux et 11 UDC). 
La loi sur les douanes (LD) est un projet complexe remontant à 2022. Il englobe des
aspects tels que la numérisation des douanes (projet DaziT), le profil professionnel des
douaniers et leur formation, ainsi que le traitement des données personnelles sensibles
et la migration. Sophie Michaud-Gigon (vert-e-s, VD), pour la CER-CN, a souligné que
«c'est un projet complexe qui touche beaucoup de cercles et qui a donné lieu à moult
rapports et co-rapports et à une cascade de propositions d'amendements. Un examen
sérieux par le Parlement n'est pas possible en l'état». Le rapporteur Markus Ritter
(centre, SG) a souligné que le projet touchait 57 lois différentes, présentant des
problèmes juridiques et des questions fondamentales qui nécessitaient une exploration
approfondie. Les Vert-e-s ont exprimé d'importantes réserves, comme Franziska Ryser
(SG), qui a dénoncé les ingérences massives de l'Office fédéral des douanes (OFDF)
dans la souveraineté policière des cantons. Malgré ces critiques, la majorité a insisté
sur la nécessité de ne pas retarder davantage le projet. Olivier Feller (plr, VD) a rappelé
que la réforme est cruciale pour garantir la sécurité juridique des employés de l'OFDF
et des entreprises actives dans l'importation et l'exportation. Le vaudois a également
souligné que la réforme est essentielle pour permettre la poursuite des processus de
numérisation en cours et pour assurer la protection des données. Daniela
Schneeberger (plr, BL) a abondé dans le même sens, présentant la réforme comme une
nécessité afin de simplifier le système douanier suisse (un des plus compliqués pour les
entreprises selon la bâloise) et de réduire les coûts, ajoutant que «toute la chaîne de
création de valeur en profitera. Rejeter la réforme ferait perdre du temps et de
l'argent». Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a pour sa part rappelé que sans la réforme, le
projet prendrait encore trois années. Pour sa part, la ministre des finances, Karin
Keller-Sutter, a défendu le caractère novateur de la révision, mettant en avant les
avancées du programme DaziT. La conseillère fédérale libérale-radicale a également
souligné que la réforme permettrait d'économiser 350 postes, des ressources qui
pourraient être redirigées vers d'autres domaines tels que le contrôle des flux
migratoires. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.06.2023
LLOYD FLETCHER

La Commission de l'économie et des redevances du conseil national (CER-CN) a rejeté,
par 14 voix contre 7, une proposition visant à scinder la révision totale de la loi sur les
douanes (LD) et du Corps des gardes-frontière ainsi qu'une autre proposition de
création d'une sous-commission par 19 voix contre 4. 
La commission a ensuite rapidement entamé la discussion par article. Fin août, elle
annonçait dans un communiqué de presse avoir approuvé des propositions de la
Commission de la politique de sécurité du Conseil national (CPS-CN) qui avaient pour
objectif de clarifier, au sein du projet, le principe constitutionnel de subsidiarité de la
Confédération et de définir de manière distincte les compétences des cantons et de
l'Office fédéral des douanes (OFDF). De plus, la commission a proposé l'application de
l'impôt sur les acquisitions lié à l'importation de marchandises (par 12 voix contre 10 et
3 abstentions) et la possibilité de renoncer à la déclaration des marchandises non
assujetties aux droits de douane (par 15 voix contre 10). Elle a ensuite estimé que le
responsable des marchandises devrait avoir la liberté de choisir entre effectuer
personnellement la déclaration des marchandises ou confier cette tâche à un tiers (par
15 voix contre 10). L'activation de la déclaration des marchandises devrait également
être possible sans restriction géographique (14 voix pour, 9 voix contre et 2
abstentions). En outre, un consensus a été atteint sur le fait que les consommatrices et
les consommateurs ne devraient pas être tenus de déclarer les marchandises; cette
responsabilité incomberait au fournisseur de la prestation, y compris sur les
plateformes électroniques. La commission a également adopté des mesures pour
compléter le catalogue des droits de douane, avec l'introduction d'une redevance
d'importation remboursable lors de la réexportation des marchandises (par 12 voix
contre 9 et 1 abstention). La surveillance des dépôts francs sous douane par le
personnel de l'OFDF a été soutenue (par 13 voix contre 11 et 1 abstention) mais plusieurs
propositions liées à la communication écrite et au paiement en espèces ont été
rejetées. L'examination du dossier par la commission se poursuivra en novembre. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.08.2023
LLOYD FLETCHER

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



En novembre, la Commission de l'économie et des redevances (CER-CN) a continué
son analyse en profondeur de la révision totale de la loi sur les douanes (LD) et du
Corps des gardes-frontière. Elle a soutenu certaines revendications des cantons,
notamment le respect des compétences cantonales en matière de contrôle (par 14 voix
contre 5) et de surveillance par images de l'Office fédéral des douanes (OFDF) (15 voix
contre 10). La commission a également proposé que la loi spécifie les limites de
l'investigation secrète de l'OFDF (à l'unanimité) et a autorisé la prise d'empreintes
digitales lors des contrôles de personnes (par 14 voix contre 10). En ce qui concerne
l'importation pour le perfectionnement actif, des modifications ont été proposées par
rapport au projet du Conseil fédéral, notamment la consultation des parties intéressées
pour tous les produits (12 voix contre 8 et 1 abstention). Un allègement douanier pour
l'importation de blé tendre destiné à la production d'amidon a également été suggéré,
avec des conditions spécifiées dans la nouvelle base légale (14 voix contre 9).
Puis, fin novembre, la commission a approuvé les trois projets inclus dans la révision de
la loi sur les douanes (LD). Elle a notamment proposé que le traitement des données lié
à l'exécution des tâches des polices cantonales soit réglementé au niveau fédéral dans
la loi définissant les tâches d'exécution de l'Office fédéral de la douane et de la sécurité
des frontières (LE-OFDF) (13 voix contre 10). Un vote unanime a été émis en faveur
d'une claire délimitation et restriction des compétences de l'OFDF en matière de
poursuite pénale, y compris pour les enquêtes et l'observation. La commission a
également proposé, à l'unanimité, que le Service de renseignement de la Confédération
(SRC) puisse accéder aux données du système d'information de l'OFDF uniquement par
le biais de l'assistance administrative, et non par une procédure d'accès en ligne,
répondant ainsi à une demande du Préposé fédéral à la protection des données et à la
transparence (PFPDT). La commission a également créé des divergences avec le Conseil
fédéral sur des questions économiques, s'opposant à la collaboration obligatoire des
entreprises de transport et des gestionnaires d'infrastructures avec l'OFDF dans
l'exécution de ses tâches (13 voix contre 10 et 1 abstention). De plus, elle a proposé de
retirer la révision de la loi sur l'alcool (LAlc) de la révision totale de la loi sur les
douanes, argumentant que la proposition du Conseil fédéral entraînerait des coûts
supplémentaires pour le secteur (12 voix contre 5 et 6 abstentions). Enfin, en réponse à
une initiative du Tribunal administratif fédéral (TAF), la commission a unanimement
suggéré l'ajout d'une instance de décision aux voies de recours. Celle-ci introduirait un
recours interne à l'administration auprès de l'OFDF avant d'engager un recours auprès
du TAF pour les procédures liées aux décisions d'assujettissement à une prestation et
aux décisions de constatation dans une procédure pénale administrative.
En raison de la charge de travail anticipée pour la session d'hiver, le Conseil national
examinera cet objet lors de la session de printemps 2024. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.11.2023
LLOYD FLETCHER

Ordre économique

La commission de la politique de sécurité du Conseil national (CPS-CN) a préconisé par
15 voix contre 10, l'adoption de la motion déposée par sa commission sœur (CPS-CE).
Cette motion a pour objectif d'éviter l'exode des entreprises importantes pour la
sécurité du pays. La CPS-CN a étudié l'objet en parallèle de la motion Wicki (19.3991)
(plr, NW). Lors des discussions, la CPS-CN s'est prononcée à la suite du rapport du
groupe de travail interdépartemental sur la cohérence et l'interprétation de la loi
fédérale sur les prestations de sécurité privées fournies à l'étranger (LPSP), de la loi
fédérale sur le matériel de guerre (LFMG) et de la loi sur le contrôle des biens (LCB). En
se basant sur le rapport, la majorité de la CPS-CN a estimé que l'application de la LPSP
entraînait des dégâts collatéraux indésirables, notamment pour l'exportation, en citant
comme exemple le cas Pilatus. A l'opposé, une minorité a estimé qu'une révision était
inopportune. Elle a d'ailleurs mis en avant l'adoption très récente de la LPSP par le
Parlement. 
Au final, la motion a été adoptée par 105 voix contre 86 et 1 abstention. Les voix de
l'UDC, du PLR et du groupe du Centre (PDC-PEV-PBD) ont fait pencher la balance. Lors
des débats en chambre, la thématique brûlante de l'exportation du matériel de guerre a
occupé le haut de l'affiche. 9

MOTION
DATE: 12.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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